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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

bekanntermaßen können Eltern die Bemessungs-

grundlage für die Berechnung des Elterngeldes erhö-

hen, indem sie dem Elternteil, der später in Elternzeit 

geht, die günstigere Steuerklasse zuweisen lassen. 

Welche Steuerklasse bei einem mehrfachen Steuer-

klassenwechsel über die Bemessung des Elterngel-

des entscheidet, beleuchten wir anhand eines aktuel-

len Urteils. Darüber hinaus gehen wir auf Besonderhei-

ten ein, die sich im Zusammenhang mit den zwischen 

Deutschland und der Türkei sowie Österreich ge-

schlossenen Doppelbesteuerungsabkommen ergeben 

haben. Der Steuertipp greift aus lohnsteuerlicher 

Sicht interessante Verfahren auf, in denen demnächst 

mit einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs zu rech-

nen ist. 

ELTERNZEIT 

Maßgebende Steuerklasse für die Berechnung des 
Elterngeldes 

Das Elterngeld beträgt in der Regel 65 % bis 67 % des 

letzten Nettoeinkommens, mindestens 300 € und 

höchstens 1.800 € monatlich. Zur Berechnung des (fik-

tiven) Nettoeinkommens wird das durchschnittliche 

Bruttoeinkommen der letzten zwölf Monate vor der 

Geburt des Kindes pauschal um Steuer- und Sozialab-

gaben vermindert. Für die Berechnung des Steuerab-

zugs ist die Steuerklasse maßgebend, die sich aus der 

Lohn-/Gehaltsabrechnung für den letzten Monat im Be-

rechnungszeitraum vor der Geburt des Kindes ergibt. 

Bei einem Steuerklassenwechsel ist die neue Steuer-

klasse nur dann maßgebend, wenn sie im zwölfmona-

tigen Bemessungszeitraum überwiegend angewandt 

wurde. 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat entschieden, dass 

das Merkmal „überwiegend“ nicht bedeutet, dass die 

maßgebende Steuerklasse in mindestens sieben Mo-

naten angewendet worden ist. Bei einem mehrfachen 

Steuerklassenwechsel überwiegt die Steuerklasse, 

die in mehr Monaten als jede andere Steuerklasse ge-

golten hat. 

Im Streitfall hatte die Klägerin zunächst für sechs Mo-

nate die Steuerklasse I, anschließend für zwei Monate 

die Steuerklasse IV und schließlich für vier Monate die 

Steuerklasse III.  

Das BSG hat die Entscheidung der Stadt bestätigt, für 

die Berechnung des Elterngeldes auf die Steuerklas-

se I abzustellen. Der Antrag der Klägerin, dafür die 

günstigere Steuerklasse III heranzuziehen, blieb damit 

erfolglos. 

FAHRTENBUCH 

Erstattungsanspruch des Arbeitgebers wegen 
nachentrichteter Lohnsteuer 

Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer unent-

geltlich oder verbilligt einen Firmenwagen auch zur pri-

vaten Nutzung, führt dies zu einem steuerpflichtigen 

Nutzungsvorteil des Arbeitnehmers. Dieser Vorteil ist 

entweder anhand eines ordnungsgemäßen Fahrten-

buchs oder, falls ein solches nicht geführt wird, nach 

der 1-%-Regelung zu bewerten.  

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) gesteht dem Arbeit-
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geber wegen nachentrichteter Lohnsteuer aufgrund ei-

nes nichtordnungsgemäßen Fahrtenbuchs einen Er-

stattungsanspruch gegen den Arbeitnehmer zu. 

Hinweis: Etwas anderes kann bei einer Nettolohnver-

einbarung gelten, die jedoch im Streitfall nicht vorlag. 

Der Umstand, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 

ein Dienstfahrzeug unentgeltlich zur Privatnutzung 

überlassen hat, führt laut BAG zwar dazu, dass beim 

Arbeitnehmer ein als Lohnzufluss zu erfassender steu-

erpflichtiger Nutzungsvorteil entstanden ist. Dies be-

sagt aber nichts darüber, welche Vertragspartei im In-

nenverhältnis die Steuerlast tragen soll. 

Schuldner der Lohnsteuer ist von Gesetzes wegen der 

Arbeitnehmer. Er hat die Wahl zwischen der Anwen-

dung der 1-%-Regelung und der Anwendung der Fahr-

tenbuchmethode. Entscheidet er sich für die Fahrten-

buchmethode, hat er selbst für eine ordnungsgemäße 

Führung des Fahrtenbuchs zu sorgen. Daher ist es 

Sache des Arbeitnehmers, sich in Zweifelsfällen selbst 

entsprechend kundig zu machen. Den Arbeitgeber trifft 

insofern keine Hinweispflicht bezüglich etwaiger Defizi-

te bei der Führung des Fahrtenbuchs. 

FIRMENWAGEN 

Wann ist ein elektronisches Fahrtenbuch zeitnah 
geführt? 

Der gesetzlich nicht weiter bestimmte Begriff des ord-

nungsgemäßen Fahrtenbuchs ist durch zahlreiche fi-

nanzgerichtliche Urteile präzisiert worden. Danach 

müssen die dem Nachweis des zu versteuernden Pri-

vatanteils an der Gesamtfahrleistung dienenden Auf-

zeichnungen eine hinreichende Gewähr für ihre Voll-

ständigkeit und Richtigkeit bieten. Sie müssen zu-

dem mit vertretbarem Aufwand auf ihre materielle 

Richtigkeit hin überprüfbar sein. 

Ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch muss zudem zeit-

nah und in geschlossener Form geführt werden. Da-

bei hat es neben dem Datum und den Fahrtzielen 

grundsätzlich auch den jeweils aufgesuchten Kun-

den/Geschäftspartner oder - wenn ein solcher nicht 

vorhanden ist - den konkreten Gegenstand der dienst-

lichen Verrichtung aufzuführen. Auch ein elektroni-

sches Fahrtenbuch ist steuerlich anzuerkennen, wenn 

ihm die geforderten Angaben zu entnehmen sind. 

In diesem Zusammenhang hat das Finanzgericht Nie-

dersachsen (FG) allerdings Folgendes klargestellt: Die 

unmittelbare elektronische Erfassung der Fahrtwege 

eines betrieblichen Fahrzeugs durch ein technisches 

System („Telematiklösung“) reicht zur Führung eines 

Fahrtenbuchs allein nicht aus. Neben dem Bewe-

gungsprofil müssen auch die Fahrtanlässe zeitnah er-

fasst werden. Eine technische Lösung, die auch nach 

Jahren noch Änderungen zulässt, erkennt das FG - 

ebenso wie die Finanzverwaltung - ausdrücklich nicht 

als elektronisches Fahrtenbuch an. 

ANRECHNUNGSMETHODE 

Wenn Arbeitnehmer in Deutschland ansässig und 

in der Türkei tätig sind 

Das seit 2011 geltende Doppelbesteuerungsabkom-

men (DBA) mit der Türkei regelt Folgendes: Lohnein-

künfte eines in Deutschland ansässigen Arbeitneh-

mers, die aus einer in der Türkei ausgeübten Tätigkeit 

stammen, sind regelmäßig nur in der Türkei zu be-

steuern. In diesen Fällen wendet Deutschland die 

Freistellungsmethode an. Die betroffenen Einkünfte 

werden in Deutschland ausschließlich für Zwecke des 

Progressionsvorbehalts berücksichtigt. In einer beson-

ders gelagerten Konstellation führte dies bislang zu 

„weißen Einkünften“: 

 Die Türkei durfte solche in Deutschland freigestell-

ten Einkünfte aufgrund eines bilateralen nichtsteu-

erlichen Abkommens (insbesondere über die tech-

nische Zusammenarbeit) nicht besteuern und 

 in Deutschland erlaubte keine innerstaatliche Vor-

schrift den Steuerzugriff. 

Deutschland wendet in den genannten Arbeitnehmer-

fällen ab 2019 anstelle der Freistellungsmethode die 

Anrechnungsmethode an. Dies wurde kürzlich in der 

Notifizierungsverordnung DBA-Türkei in verbindli-

ches nationales Recht umgesetzt. 

Hinweis: Die Notifizierungsverordnung ist die erste 

dieser Art, die auf einer 2016 geschaffenen Ermächti-

gungsgrundlage in der Abgabenordnung basiert. 

Die theoretisch denkbare Doppelbesteuerung wird 

durch die Anrechnung etwaiger türkischer Steuern auf 

den Arbeitslohn vermieden. Auf diese Weise werden 

weiße Einkünfte in Deutschland ansässiger Personen 

ausgeschlossen. 

KONSULTATIONSVEREINBARUNG 

Grenzgängerregelung zwischen Deutschland und 
Österreich 

Das Besteuerungsrecht steht nach der im Rahmen des 

Doppelbesteuerungsabkommens zwischen Deutsch-

land und Österreich getroffenen Grenzgängerregelung 

dem Wohnsitzstaat zu. Die für die Anwendung der 

Grenzgängerregelung maßgebliche Grenzzone für 

Wohnsitz und Arbeitsort umfasst einen Grenzstreifen 

entlang der Grenze von 30 km. Für die Berechnung 

der Entfernung ist die Luftlinie und nicht die Zahl der 

Straßenkilometer maßgeblich.  

Die Eigenschaft als Grenzgänger erfordert grundsätz-

lich eine tägliche Rückkehr zum Wohnort im Ansäs-

sigkeitsstaat in der Grenzzone. Die Begründung eines 

bloßen Zweitwohnsitzes in der Grenzzone reicht für die 
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Inanspruchnahme der Grenzgängerregelung nicht aus. 

Kehrt ein Arbeitnehmer nicht täglich an seinen Wohn-

sitz zurück oder ist er ausnahmsweise an Arbeitsorten 

außerhalb der Grenzzone beschäftigt, geht die Grenz-

gängereigenschaft nicht verloren, 

 wenn der Arbeitnehmer während des ganzen Ka-

lenderjahres in der Grenzzone beschäftigt ist und in 

dieser Zeit höchstens an 45 Arbeitstagen nicht zum 

Wohnsitz zurückkehrt oder außerhalb der Grenz-

zone für seinen Arbeitgeber tätig ist oder  

 falls der Arbeitnehmer nicht während des ganzen 

Kalenderjahres in der Grenzzone beschäftigt ist, 

wenn die Tage der Nichtrückkehr oder der Tätigkeit 

außerhalb der Grenzzone 20 % der tatsächlichen 

Werk- bzw. Arbeitstage im Rahmen des Arbeits-

verhältnisses (der Arbeitsverhältnisse) während 

des Kalenderjahres nicht übersteigen, jedoch in 

keinem Fall mehr als 45 Tage betragen. 

Ist der Arbeitnehmer in der Grenzzone des einen Staa-

tes ansässig und wird er im Ansässigkeitsstaat oder im 

anderen Staat außerhalb der Grenzzone oder in „Dritt-

staaten“ tätig, gilt Folgendes: Diese Tage sind als Ta-

ge der Nichtrückkehr zu werten, wenn sich der Ar-

beitnehmer dort an einem Arbeitstag überwiegend (das 

heißt mehr als die Hälfte der täglichen Arbeitszeit) auf-

hält. Solche Arbeitstage sind bei der Berechnung der 

Schädlichkeitsgrenze zu berücksichtigen. Dieser 

Grundsatz gilt für alle Berufsgruppen. 

Tage, an denen der Arbeitnehmer die Grenze deshalb 

nicht passiert, weil er im Rahmen eines „Telewor-

kingprogramms“ des Arbeitgebers die Möglichkeit 

hat, zu Hause seiner Arbeit nachzugehen (Home-

office), sind Tage der Nichtrückkehr und gefährden die 

Anwendung der Grenzgängerregelung. Krankheits- 

oder Urlaubstage sowie Elternkarenz bzw. Elternzeit 

zählen hingegen nicht als Tage der Nichtrückkehr. 

Bei Teilzeitbeschäftigten, die nur die tägliche Arbeits-

zeit reduzieren, nicht aber die Anzahl der Wochenar-

beitstage im Vergleich zu einem Vollzeitbeschäftigten 

verringern, erfolgt keine Kürzung der 45-Tage-Grenze. 

Der Arbeitnehmer kann seinen Wohnsitz in der Grenz-

zone des einen Staates haben und im Laufe des Ka-

lenderjahres im anderen Staat bei mehreren Arbeitge-

bern in der Grenzzone tätig werden. In diesem Fall 

sind die anfallenden schädlichen Tage zusammenzu-

rechnen und es ist eine Jahresbetrachtung vorzuneh-

men. Dabei werden mehrere Zeiträume innerhalb ei-

nes Kalenderjahres mit einer einheitlichen Berechnung 

ermittelt. Während des Kalenderjahres dürfen maximal 

45 schädliche Arbeitstage vorliegen. 

 

VERSORGUNGSAUSGLEICH 

Werbungskostenabzug für Ausgleichszahlungen 
bis Ende 2014 

In einem Streitfall vor dem Finanzgericht Baden-

Württemberg (FG) hatte ein Arbeitnehmer aufgrund 

von Entgeltumwandlungen Betriebsrentenanwart-

schaften erworben. Anlässlich seiner Scheidung ver-

einbarte er mit seiner früheren Ehefrau eine Aus-

gleichszahlung, um den Versorgungsausgleich der be-

trieblichen Altersversorgung auszuschließen. Die erste 

Rate wurde im Streitjahr 2010 gezahlt. In gleicher Hö-

he machte der Arbeitnehmer Werbungskosten bei sei-

nen Lohneinkünften geltend. Das Finanzamt lehnte ei-

nen Werbungskostenabzug ab. 

Das FG hat zugunsten des Arbeitnehmers entschie-

den. Ausgleichszahlungen zur Abfindung eines Ver-

sorgungsausgleichsanspruchs wegen des Bestehens 

einer Anwartschaft auf betriebliche Altersversor-

gung seien mit den Einkünften aus nichtselbständiger 

Arbeit zusammenhängende Werbungskosten. Dem 

Arbeitnehmer flössen im Alter die ungekürzten Versor-

gungsbezüge als Lohneinkünfte zu. Komme es infolge 

der Vereinbarung nicht zu einer Verringerung dieser 

Versorgungsbezüge, stelle die Zahlung des Arbeit-

nehmers an den früheren Ehegatten keine Einkom-

mensverwendung dar. Sie führe vielmehr zur Siche-

rung der späteren Einnahmen und somit zu Wer-

bungskosten. 

Hinweis: Die Entscheidung des FG ist rechtskräftig, da 

der Bundesfinanzhof die Nichtzulassungsbeschwerde 

des Finanzamts als unzulässig verworfen hat. 

Seit 2015 gilt eine neue Rechtslage: Seitdem werden 

Ausgleichszahlungen zur Vermeidung eines Versor-

gungsausgleichs ausdrücklich den Sonderausgaben 

zugeordnet. 

TRANSPORTUNTERNEHMEN 

Mindestlohngesetz gilt auch für polnische  
Speditionen 

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) hat mit 

zwei Urteilen Klagen polnischer Speditionen gegen die 

Geltung des Mindestlohngesetzes zurückgewiesen. 

Zugleich bestätigte das FG die Kontrollbefugnisse 

der Zollbehörden gegenüber nur vorübergehend im In-

land tätigen ausländischen Transportunternehmen 

Das Mindestlohngesetz ordnet an, dass Arbeitgeber 

mit Sitz im In- oder Ausland verpflichtet sind, ihren im 

Inland beschäftigten Arbeitnehmern ein Arbeitsentgelt 

mindestens in Höhe des gesetzlichen Mindestlohns zu 

zahlen. Die umstrittene Frage, ob diese Verpflichtung 

auch dann gilt, wenn die Tätigkeit im Inland nur kurze 

Zeit andauert, wie das bei ausländischen Fernfahrern 

der Fall sein kann, bejahten die Richter. Aus ihrer Sicht 

verstößt die Pflicht zur Zahlung des gesetzlichen Min- 
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destlohns weder gegen Europarecht noch gegen Ver-

fassungsrecht. 

Hinweis: Das FG hat die Revision in beiden Fällen 

ausdrücklich zugelassen. In einem der beiden Verfah-

ren hat die Spedition bereits Revision eingelegt, so 

dass nun der Bundesfinanzhof das letzte Wort hat. 

STEUERTIPP 

Zu erwartende Entscheidungen in bedeutsamen 
Verfahren 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat auf Verfahren von be-

sonderem Interesse hingewiesen, in denen demnächst 

mit einer Entscheidung gerechnet werden kann. Aus 

lohnsteuerlicher Sicht sind folgende Verfahren her-

vorzuheben: 

 Verwarnungsgelder wegen Falschparkens als 

Arbeitslohn: Fahrer eines Paketzustelldienstes er-

hielten Verwarnungsgelder wegen kurzfristigen An-

haltens in Halteverbotsbereichen oder Fußgänger-

zonen. Diese musste der Arbeitgeber als Halter der 

Fahrzeuge bezahlen. Der BFH wird darüber ent-

scheiden, ob die vom Arbeitgeber übernommenen 

Verwarnungsgelder bei den Fahrern zu steuer-

pflichtigem Arbeitslohn führen. 

 Trockenes Brötchen und Heißgetränk als Früh-

stück: Ein Arbeitgeber hatte seinen Arbeitnehmern 

täglich unbelegte Brötchen kostenlos zur Verfügung 

gestellt. Die Arbeitnehmer konnten sich auch aus 

einem Heißgetränkeautomaten bedienen. Der BFH 

muss entscheiden, ob und in welchem Umfang ein 

lohnsteuerpflichtiger Sachbezug vorliegt. Dies 

hängt davon ab, ob Brötchen und Heißgetränk den 

Begriff des Frühstücks erfüllen. 

 Vorliegen einer ersten Tätigkeitsstätte: Der BFH 

wird in mehreren Entscheidungen konkretisieren, in 

welchen Fällen seit 2014 eine erste Tätigkeitsstätte 

vorliegt. In diesen Verfahren ist zu klären, ob und 

wo ein Hafenarbeiter, der im Gesamthafenbetrieb 

arbeitet, ein Arbeitnehmer, der an täglich wech-

selnden Kontrollstellen eines Flughafens Sicher-

heitskontrollen durchführt, und ein Polizist im Strei-

fendienst ihre erste Tätigkeitsstätte haben. Zudem 

wird der BFH darüber entscheiden, ob ein befristet 

entliehener Leiharbeiter seine erste Tätigkeitsstätte 

bei der betrieblichen Einrichtung des Entleihers und 

ein Flugzeugführer bzw. ein Flugzeugbegleiter ihre 

erste Tätigkeitsstätte am Stationierungs- oder Hei-

matflughafen haben. 

Hinweis: Darüber hinaus wird der BFH sich mit Ren-

tenversicherungsbeiträgen bei steuerfreiem Arbeits-

lohn befassen. In diesem Verfahren geht es unter an-

derem um die Rechtsfrage, in welchem Umfang inlän-

dische Altersvorsorgeaufwendungen zur gesetzlichen 

Rentenversicherung, die in einem Zusammenhang mit 

ausländischen (hier: Schweizer) Einkünften stehen, die 

im Ausland versteuert werden und die zu einer nach-

gelagerten Besteuerung der Rente im Inland führen, 

als beschränkt abziehbare Sonderausgaben berück-

sichtigt werden können. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


